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Termin der Hauptverhandlung zu benach- 
rlchtlgen. Soweit der Kassationsantrag 
einen Schadensersatzanspruch betrifft, ist 
auch der Geschädigte zu benachrichtigen. 
Der Angeklagte kann in der Hauptver­
handlung erscheinen oder sich durch einen 
mit schriftlicher Vollmacht versehenen' 
Verteidiger vertreten lassen.

(2) Der inhaftierte Angeklagte hat 
keinen Anspruch auf Anwesenheit.

Hauplverhandliinc

(1) Ober den Kassationsantrag ent­
scheidet das für die Kassation zuständige 
Gericht in einer Hauptverhandlung durch 
Urteil.

(2) Eine Beweisaufnahme findet im 
Kassationsverfahren nicht statt.

(3) Der Hauptverhandlungstermin soll 
nicht später als vier Wochen nach Eingang 
der Begründung des Kassationsantrages 
stattfinden.

8 320
Vertretung in der Hauptverhandlung

Win der Hauptverhandlung wird der 
Kassationsantrag vor dem Obersten Gericht 
durch den Generalstaatsanwalt oder den 
Präsidenten des Obersten Gerichts, vor 
dem Bezirksgericht durch den Staatsanwalt 
des Bezirkes oder den Direktor des 
Bezirksgerichts vertreten.

(2) Der Generalstaatsanwalt nimmt an 
der Hauptverhandlung auch dann teil, 
wenn der Präsident des Obersten Gerichts, 
der Staatsanwalt des Bezirkes, wenn der 
Direktor des Bezirksgerichts den Kassa­
tionsantrag gestellt hat.

(1) Das angefochtene Urteil ist aufzu­
heben, insoweit der Kassationsantrag be­
gründet ist.

(2) Der zugunsten des Angeklagten 
gestellte Kassationsantrag darf nicht zu 
einer höheren Strafe führen.

(3) Der zuungunsten des Angeklagten 
gestellte Kassationsantrag kann auch zu 
einer Entscheidung zugunsten des Ange­
klagten führen.

8322
Selbstentscheidung und Verweisung

(1) Erfolgt die Aufhebung des Urteils 
nur wegen unrichtiger Anwendung des 
Strafgesetzes auf die dem Urteil zugrunde 
liegenden tatsächlichen Feststellungen, 
kann das Kassationsgericht in der Sache 1 2 3 4 5 6

1. unter Beibehaltung des Strafausspruches 
der Schuldausspruch zu ändern ist;

2. in Übereinstimmung mit dem Antrag 
des Generalstaatsanwalts oder des Staats­
anwalts des Bezirkes eine gesetzlich 
vorgeschriebene Mindeststrafe oder eine 
zwingend vorgeschriebene Zusatzstrafe 
auszusprechen oder von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit ab­
zusehen ist;

3. der Angeklagte freizusprechen ist;
4. eine geringere Strafe auszusprechen ist, 

Zusatzstrafen oder andere Maßnahmen 
aufzuheben sind;

5. das angefochtene Urteil nur hinsichtlich 
der Entscheidung über die Auslagen des 
Verfahrens oder den geltend gemachten 
Schadensersatzanspruch abzuändern ist;

6. die Kassation nur die Urteilsgründe 
betrifft

(2) Betrifft die Kassation eine zweit­
instanzliche Entscheidung, kann das Kas­
sationsgericht selbst entscheiden, wenn 
ohne weitere Sachaufklärung zugunsten 
des Angeklagten zu erkennen, das Rechts­
mittel als unzulässig zu verwerfen oder als 
unbegründet zurückzuweisen Ist.

(3) In anderen Fällen ist die Sache an 
das Gericht dessen Urteil aufgehoben wird, 
oder an ein benachbartes Gericht gleicher 
Ordnung oder an das sachlich zuständige 
Gericht zurückzuverweisen.

(4) Bei der Aufhebung von Beschlüssen, 
die nicht einem Urteil gleich stehen, kann 
das Kassationsgericht auf der Grundlage 
der tatsächlichen Feststellungen die in der 
Sache erforderlichen Maßnahmen selbst 
treffen.

8323
Veröffentlichung

Das Kassationsgericht soll auf Veröffent­
lichung des freisprechenden Urteils erken­
nen, wenn das aufgehobene Urteil ver­
öffentlicht war. Die Veröffentlichung kann 
angeordnet werden, wenn sich eine wesent-


